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Stellungnahme 
zur Anhörung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages – Anwen-

dung internationaler Rechnungslegungsstandards in Deutschland sachge-

recht und transparent fortentwickeln (BT-Drucksache 15/4036) 

 
1. Bestandsaufnahme 
 

Die Tätigkeit des IASB dient der Internationalisierung und Harmonisierung der 
Rechnungslegungsstandards. Im Interesse einer Vergleichbarkeit von Unterneh-
menskennzahlen sind IAS/IFRS aus Sicht des Kapitalmarktes sehr bedeutsam 
und werden von den Unternehmen befürwortet. Das Ziel, einen weltweit gültigen 
und anerkannten Standard zu erreichen, ist allerdings trotz erheblicher Zuge-
ständnisse an die USA bislang nicht erreicht worden. 
 
IAS/IFRS-Standards regeln schwerpunktmäßig international bedeutsame Sach-
verhalte aus übergeordneten ordnungspolitischen Gesichtspunkten, die für natio-
nale Besonderheiten keinen Raum lassen.  Die gewählte Sprache ist nicht geset-
zestechnisch knapp, sondern beschreibend und vom Umfang (ca. 1.000 Druck-
seiten und mehr) schwer handhabbar und damit im Ergebnis kompliziert. Die 
Standards werden fortlaufend in einer Weise und Fluktuationsdichte überarbeitet, 
die für Zwecke außerhalb einer Konzernabschlussbilanzierung nicht mehr über-
schaubar sind. Für kleine Unternehmen sind sie ungeeignet, für (größere) mittlere 
Unternehmen können sie - je nach Einzelfall - interessant sein. Die Handha-
bungskosten sind beachtlich. 
 
(zur IASB-Struktur s.unten 3; zum Komitologieverfahren s. unten 5) 

 
2. Ziel der internationalen Rechnungslegung 

 
Anders als im deutschen Handelsrecht (Zweckrichtungen: Dokumentation, Re-
chenschaft, Kapitalerhaltung, Gläubigerschutz und Grundlage der Besteuerung) 
ist alleiniges Ziel der Rechnungslegung nach IAS/IFRS die Vermittlung entschei-
dungsnützlicher Informationen. Investoren bzw. Fremdkapitalgeber, die auf Kapi-
talmärkten agieren, sollen durch umfassende Unternehmensinformationen vor 
Anlagerisiken und Vermögensverlusten geschützt werden. Für anderes sind sie 
nicht (Besteuerungsgrundlage) bzw. nur begrenzt (Gläubigerschutz) geeignet 
(siehe Policy Statement der ICC v. 07.03.2003 [beigefügt in der Anlage]).  
 
Für international operierende Konzerne, die am Kapitalmarkt teilnehmen, ist des-
halb eine Rechnungslegung nach IAS/IFRS mittlerweile gängige Praxis und z. T. 
bereits gesetzlich vorgeschrieben. Andererseits können nicht am Kapitalmarkt 
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teilnehmende Unternehmen von dem prinzipiellen Zweck der IAS/IFRS, verbes-
serte Informationen für Kapitalanleger zu ermöglichen, nicht profitieren. Auch bis-
lang schon haben die potentiellen Kapitalgeber (in der Regel ausschließlich Ban-
ken) über Einzelgespräche, langjährige Kontakte etc. beste Einblickmöglichkeiten 
in die Bonität dieser Unternehmen. Das Ziel, die Finanzierungsmöglichkeiten zu 
verbessern, kann für die genannte Gruppe durch IAS/IFRS nicht erreicht werden. 
Mittelständische Unternehmen sind also in aller Regel der falsche Adressat für 
eine IAS/IFRS-Rechnungslegung. Eine verpflichtende Einführung der IAS/IFRS 
ist daher beispielsweise für Personenunternehmen und nicht kapitalmarktorien-
tierte Kapitalgesellschaften in Deutschland wenig sinnvoll. Kleinere Rechnungsle-
ger werden im übrigen von einer verpflichtenden Handhabung der IAS/IFRS in 
aller Regel überfordert sein. Vernünftig erscheint es daher, für sie eine Rech-
nungslegung nach IAS/IFRS nur optional zuzulassen. Die Entwicklung gesonder-
ter IAS/IFRS für KMUs („IAS im Kleinformat“) ist nicht sinnvoll. 
 
Die Akzeptanz der IAS/IFRS-Rechnungslegung in den USA ist unerlässlich, 
schon um Doppelarbeit in den Unternehmen (gleichzeitige Rechnungslegung 
nach US-GAAP) zu vermeiden. Sie muss kurzfristig erreicht oder zumindest bin-
dend zugesagt werden. Die Medienberichte vom 21.04.2005 über eine Einigung 
von Unterhändlern der USA und der EU auf eine sog. „road-map“ über ein gegen-
seitiges Anerkennen der jeweiligen Standards beurteile ich als Schritte in die rich-
tige Richtung. 
 
Als Ausschüttungsbemessungsgrundlage ist ein auf IAS/IFRS beruhender Einzel-
abschluss nicht geeignet. Die Bundesregierung hat in ihrer Begründung zum Bi-
lanzrechtsreformgesetz (BilRRG) aus dem Jahr 2004 (dort S. 45) bereits zutref-
fend darauf hingewiesen. Diese fehlende Eignung beruht auf der den IAS/IFRS 
immanenten Betonung des Fair-Value-Gedankens, die zur Folge hat, dass nach 
traditionellem deutschen Bilanz-Verständnis noch nicht realisierte Gewinne (bloße 
Wertschwankungen wegen Veränderung von Aktienkursen, Zinssätzen, etc.) zu 
erfassen sind – und zwar in zunehmendem Maße auch erfolgswirksam. Unter 
dem Aspekt der Anlegerinformation macht eine solche Betrachtung Sinn, nicht 
aber, wenn man berücksichtigt, dass damit auch noch nicht realisierte Gewinne 
an den Anteilseigner ausgeschüttet werden können.  
 

3. IASB: -Struktur; -Entscheidungsprozesse; -Finanzierung 
 
Die Struktur des IASB ist in umgekehrter Relation zu der Wichtigkeit seiner Arbei-
ten besonders intransparent. Dies gilt auch für die Zusammensetzung. Die Struk-
tur der Arbeitsgremien der IASB muss der fachbezogenen Aufgabe, einschließlich 
des Ziels kontinentaleuropäische Rechnungslegung mit angelsächsischer Bilan-
zierungstradition zu verbinden, Rechnung tragen. Ich rege deshalb eine Reform 
der Besetzung des IASB an, insbesondere eine stärkere Einbeziehung von Fach-
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leuten, d.h. Praktikern für die Rechnungslegung aus kontinentaleuropäischen und 
angelsächsischen Unternehmen.  
 
Überwiegt ein quasi ehrenamtliches Engagement der Sachverständigen im IASB, 
so wäre die Finanzierungsfrage für ein transparenteres Arbeiten im IASB leichter 
zu schultern, denn nennenswerte Mehrkosten sind bei einer solchen Struktur 
nicht zu erwarten. Im Übrigen erscheint für Europa eine Finanzierung durch eine 
öffentlich-rechtliche Abgabe, ausgestaltet als listing fee, sinnvoll. Von anderen 
teilnehmenden Regionen sind entsprechende Beiträge zu fordern, wobei die Art 
des Aufkommens den Regionen überlassen bleiben kann. 
 

4. Exkurs: Keine generelle Eignung der IAS für Steuerzwecke 
 
Ein generelles Anknüpfen der Besteuerung an einen Einzelabschluss nach 
IAS/IFRS halte ich aus zwei prinzipiellen Überlegungen in Deutschland nicht für 
möglich. Einmal dienen IAS/IFRS ausschließlich der Anlegerinformation und nicht 
– wie es der Zweck einer Steuerbilanzierung ist – der Feststellung des perioden-
gerechten Gewinnausweises. Zum anderen bestehen erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken, weil die gesetzgebenden Verfassungsorgane (Deutscher 
Bundestag und Bundesrat) keinen Einfluss auf die Besetzung des IASB und auf 
die Inhalte seiner Beschlüsse haben. Ich mache mir die Ausführungen im Gutach-
ten von Prof. Herzig [Universität zu Köln] im Auftrag des Bundesfinanzministeri-
ums aus dem Jahr 2004* zu Eigen. Entsprechend Herzig kann eine Alternative zu 
IAS/IFRS für Zwecke der Steuerbilanz danach grundsätzlich nur eine eigenstän-
dige steuerliche Bilanzierung sein, die wie bisher nach den derzeitigen HGB-
Grundsätzen unter Beachtung der steuerlichen Regelungen zu erfolgen hat. Dies 
muss für die Einzelabschlüsse aller kapitalmarkt- oder nicht-
kapitalmarktorientierter Unternehmen gelten. Auch die Bundesregierung hält rich-
tigerweise IAS/IFRS als Grundlage einer steuerlichen Bemessungsgrundlage für 
nicht geeignet**. 
 
Zur Verdeutlichung der mangelnden Eignung der IAS/IFRS für Steuerzwecke darf 
ich darauf hinweisen, dass mit fortschreitender Übernahme der Rechnungsle-
gungsstandards nach IAS/IFRS eine Verstärkung volatiler Elemente in der Bilan-
zierung zu erwarten sein wird: 
 

• Vermehrte unplanmäßige Einzelbewertungen, die aus sogenannten 
„Impairment-tests“ resultieren, 

• Öffnung der Rechnungslegung nach Fair-Value-Bewertung, d.h. eine 
stichtagsbezogene Darstellung des Vermögens, die sich am Zeitwert 
orientiert. 

                                              
*  Herzig, IAS/IFRS und steuerliche Gewinnermittlung, IDW-Verlag, 2004 
** Bilanzrechtsreformgesetz 2004, Gesetzesbegründung, S. 45f 



- 4 - 

 

• Ausweis unrealisierter Gewinne bei der Aktivierung selbst geschaffe-
ner immaterieller Wirtschaftsgüter und bei langfristiger Fertigung. 

 
Diese Ziele sind unter dem Blickwinkel der Internationalisierung und Harmonisie-
rung sicherlich wünschenswert, ihre Heranziehung als Besteuerungsgrundlage 
hätte aber erhebliche Konsequenzen für die Steuerbelastung der Unternehmen. 
 
Grundsätzlich ist daran festzuhalten, dass Steuern nur aus realisierten Erträgen 
erhoben werden dürfen, damit die Unternehmen in der Lage sind, die Zahlungen 
aus dem Liquiditätszufluss zu leisten. 
 
Nur etwa 7.000 Unternehmen in der EU sind zur Anwendung von IAS/IFRS für 
ihren Konzernabschluss verpflichtet. Einzelunternehmen werden dazukommen, 
die sie freiwillig anwenden wollen. Daneben bleibt aber die große Zahl von Unter-
nehmen, die dieser Verpflichtung nicht unterliegen, sowohl innerhalb der Mit-
gliedsstaaten als auch im EU-grenzüberschreitenden Bereich. Die Öffnung des 
Einzelabschlusses für eine Bilanzierung nach IAS/IFRS und eine hierauf aufbau-
ende Besteuerung hätten eine unterschiedliche Art der steuerlichen Gewinner-
mittlung für diese beiden Gruppen zur Folge, die mit dem Grundsatz der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung nicht in Einklang zu bringen ist. 
 
Ein weiteres kommt hinzu: Steuerrecht ist Eingriffsrecht. Jeder Eingriff muss auf-
grund eines Gesetzes im formellen Sinne erfolgen (Vorbehalt des Gesetzes). Da-
her müssen Vorschriften vorliegen, die Rechtsnormcharakter haben und die von 
der zuständigen gesetzgebenden Körperschaft beschlossen werden. Keines von 
beiden ist – wie bereits oben ausgeführt – bei der Anwendung von IAS/IFRS für 
steuerliche Zwecke der Fall. Weder die einzelnen Standards noch die IAS/IFRS in 
ihrer Ganzheit sind klar und eindeutig formulierte Steuergesetze. Entscheidend 
aber ist, dass sie auch nicht von der zuständigen gesetzgebenden Körperschaft 
(Deutscher Bundestag und Bundesrat) inhaltlich beschlossen werden. Die Bun-
desregierung hat in der Gesetzesbegründung zum BilRRG des Jahres 2004 (dort 
S. 45) bereits auf dieses Defizit hingewiesen. 
 

5. Übernahme der Standards für den Bereich der EU 
 
Die Frage, ob das Komitologieverfahren nach europäischem Recht tatsächlich die 
geeignete Vorgehensweise  für eine Implementierung der IAS/IFRS ist, kann ent-
sprechend der Zielrichtung von IAS/IFRS entschieden werden. Danach kann die 
grundsätzlich berechtigte Kritik am demokratisch defizitären Komitologieverfahren 
solange ausgeblendet bleiben, wie folgende Voraussetzungen erfüllt werden: 
 

• Zielrichtung der Rechnungslegung nach IAS/IFRS bleibt ausschließ-
lich darauf beschränkt, entscheidungsnützliche Informationen für In-
vestoren bzw. Eigen- und Fremdkapitalgeber zu vermitteln,  



- 5 - 

 

• IAS/IFRS werden nicht für den steuerbilanziellen Einzelabschluss      
übernommen,  

• IAS/IFRS werden nicht auf KMUs ausgedehnt, 
• Die Besetzung des IASB mit den für die Überarbeitung der IAS/IFRS 

zuständigen Sachverständigen aus Unternehmen und Aufsichtsbe-
hörden ist für eine Akzeptanz von deren Beschlüssen geeignet, d.h. 
vor allem: entsprechende Vertretung der EU-Mitgliedsstaaten ent-
sprechend der Größe ihres Landes, 

• Geeignete Information der EU-Organe (Ministerrat und Parlament),  
• Anhörungen des IASB, um Praktikern Gelegenheit zur Stellungnah-

me zu geben 
 
Fazit: 
IAS/IFRS sind als Rechnungslegungsstandards von hoher praktischer Bedeu-
tung. Sie gewinnen auf den internationaler werdenden Märkten gegenüber traditi-
onellen Bilanzierungsgrundsätzen (etwa nach HGB) immer höhere Akzeptanz 
bzw. haben sie schon längst erreicht. Die Erfahrungen der Unternehmensprakti-
ker sind überwiegend positiv. IAS/IFRS werden praktisch von allen großen Unter-
nehmen für die Rechnungslegung verwendet. Es wäre aber zu begrüßen, wenn 
das IASB als Organisation und seine Entscheidungswege transparenter als bisher 
ausgestaltet werden.  
 
IAS/IFRS sind nicht geeignet, als Steuerbemessungsgrundlage zu dienen. Ent-
sprechend dem Gutachten von Prof. Herzig* kann Alternative zu IAS/IFRS für 
Zwecke der Steuerbilanz nur eine grundsätzlich eigenständige steuerliche Bilan-
zierung sein, die wie bisher nach den derzeitigen HGB-Grundsätzen unter Beach-
tung der steuerlichen Regelungen zu erfolgen hat. Dies muss für die Einzelab-
schlüsse aller kapitalmarkt- oder nicht-kapitalmarktorientierter Unternehmen gel-
ten. 
 
 
 

Anlage 

                                              
* Herzig, IAS/IFRS und steuerliche Gewinnermittlung, IDW-Verlag, 2004 






















